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Allgemeines

Die Rechtsgrundlagen für die baulich-technische Gestaltung von sicheren und
gesundheitsgerechten Kindertageseinrichtungen ordnen sich in ein
hierarchisches System ein. Grundlegende Anforderungen an den Bau und die
Ausstattung von Kindertageseinrichtungen ergeben sich in Deutschland sowohl
aus staatlichen Rechtsvorschriften als auch aus dem Vorschriftenwerk der
gesetzlichen Unfallversicherung.

Staatliches Recht

Die Grundlage für den deutschen Arbeitsschutz liefert das Grundgesetz, in dem
das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit in den Artikeln 1 und 2 festgeschrieben ist:

„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“
(Artikel 1 Abs. 1)
„Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.“ (Artikel 2 Abs. 2)

Auf dem Grundgesetz bauen alle weiteren Gesetze auf, mit denen die Anforderungen an den Arbeitsschutz geregelt werden. Die
deutsche Gesetzgebung wird stark durch die Verordnungen und Richtlinien der Europäischen Union beeinflusst.

Die grundlegenden Arbeitsschutzpflichten des Arbeitgebers, die Pflichten und
die Rechte der Beschäftigten sowie die Überwachung des Arbeitsschutzes durch
die zuständigen staatlichen Behörden sind geregelt im Gesetz über die
Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (kurz:
Arbeitsschutzgesetz [ArbSchG]). Das Arbeitsschutzgesetz setzt die
Anforderungen der europäischen Arbeitsschutzrahmen-Richtlinie (Richtlinie
89/391/EWG) in deutsches Recht um.

Nach § 4 Arbeitsschutzgesetz haben Arbeitgeber insbesondere

die Arbeit so zu gestalten, dass eine Gefährdung für Leben und Gesundheit
der Arbeitnehmer möglichst vermieden und die verbleibende Gefährdung
möglichst geringgehalten wird,
Gefahren an ihrer Quelle zu bekämpfen,
bei allen Maßnahmen den aktuellen Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesicherte
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen und
spezielle Gefahren für besonders schutzbedürftige Beschäftigtengruppen zu berücksichtigen.

Die im Arbeitsschutzgesetz festgelegten allgemeinen abstrakten Forderungen werden häufig erst in untergesetzlichen
Regelwerken, wie z. B. der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), weiter konkretisiert.

Die Technischen Regeln (wie z. B. die Technischen Regeln für Arbeitsstätten [ASR A]) enthalten Empfehlungen und technische
Vorschläge dafür, auf welche Art und Weise die jeweiligen Forderungen - u. a. auch im Hinblick auf die baulich-technische
Gestaltung - umgesetzt werden können. Dabei geben sie den zum Zeitpunkt der Bekanntgabe aktuellen Stand der Technik,
Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene sowie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse wieder.

Die Veröffentlichungen des Länderausschusses für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI)  haben ein
länderübergreifendes einheitliches Handeln der Arbeitsschutzverwaltungen zum Ziel. In diesem Zusammenhang veröffentlicht
der LASI Leitlinien und Handlungsanleitungen.
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Recht der Unfallversicherungsträger

Die Unfallversicherungsträger haben gemäß Sozialgesetzbuch VII (SGB VII) u. a. die Aufgabe "mit allen geeigneten Mitteln für
die Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren und für eine wirksame Erste
Hilfe zu sorgen“ (§ 14 SGB VII).

In diesem Zusammenhang werden die Unfallversicherungsträger ermächtigt, Unfallverhütungsvorschriften zu erlassen, "soweit
dies zur Prävention geeignet und erforderlich ist und staatliche Arbeitsschutzvorschriften hierüber keine Regelung treffen" (§
15 SGB VII).

Vor diesem Hintergrund legen die gesetzlichen Unfallversicherungsträger über das staatliche Recht hinaus in DGUV
Vorschriften verbindliche Maßnahmen zum Schutz ihrer Versicherten fest. Im vorgegebenen thematischen Zusammenhang ist
hier insbesondere die von der Unfallkasse NRW erlassene und zum 1. April 2009 in Kraft getretene Unfallverhütungsvorschrift
Kindertageseinrichtungen (DGUV Vorschrift 82) zu nennen. Die DGUV Vorschrift 82 formuliert verbindliche Schutzziele für den
Bau und die Ausstattung von Kindertageseinrichtungen bezogen auf die hier betreuten Kinder.

Die Regeln der Unfallfallversicherungsträger (DGUV Regeln)  dienen als Hilfestellung bei der Umsetzung der Anforderungen aus
den staatlichen und autonomen Arbeitsschutzvorschriften. Bei Einhaltung der in den DGUV Regeln gegebenen Empfehlungen
kann der Arbeitgeber davon ausgehen, dass er geeignete Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten
und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren getroffen hat. Er hat aber auch die Möglichkeit, mit anderen Lösungen die gleiche
Sicherheit und den gleichen Gesundheitsschutz für die Beschäftigten zu erreichen.

In ihren DGUV Informationen geben die Unfallversicherungsträger unverbindliche Hilfestellungen und Empfehlungen für
bestimmte Branchen, Tätigkeiten und Zielgruppen. 

Normen/Richtlinien

Normen (z. B. DIN-Normen) sind keine Rechtsnormen, sondern technische Regelungen mit Empfehlungscharakter. Sie
konkretisieren die im europäischen und deutschen Regelwerk genannten grundlegenden Sicherheitsanforderungen und geben
Empfehlungen auf Basis der aktuellen gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse und Erfahrungen.

Die vom Verein Deutscher Ingenieure (VDI) veröffentlichten VDI-Richtlinien sind ein eigeständiges technisches Regelwerk.

DIN-Normen gehören zu den anerkannten Regeln der Technik, aber auch VDI-Richtlinien können dazugehören.

Verbindlichkeit

Gesetze und Verordnungen sowie Unfallverhütungsvorschriften sind rechtsverbindlich. Die aus diesen Vorschriften
resultierenden Forderungen sind allerdings überwiegend als allgemeine Schutzziele formuliert. Eine für die Praxis hinreichende
Konkretisierung erfolgt in den jeweils zugehörigen Technischen Regeln (z. B. Technische Regeln für Arbeitsstätten [ASR A]) oder
den DGUV Regeln (z. B. DGUV Regel 102-602 „Branche Kindertageseinrichtung“). Ergänzt werden diese Regeln durch Normen
und Informationen, die detailliert themenbezogen Möglichkeiten aufzeigen, mit denen Sicherheit und Gesundheit von
Versicherten gewährleistet werden kann. Hier sind beispielsweise die DGUV Information 202-022 „Außenspielflächen und
Spielplatzgeräte“, die DGUV Information 202-093 „Die Jüngsten in Kindertageseinrichtungen sicher bilden und betreuen“ , die
DIN EN 1176 „Spielplatzgeräte und Spielplatzböden“  oder die DIN 18040 „Barrierefreies Bauen“  zu nennen.

Alle diese Regeln, Normen und Informationen sind rechtlich nicht verbindlich.

Allein die staatlichen Regeln wie z. B. die Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A) lösen bei Ihrer Umsetzung die
sogenannte „Vermutungswirkung“ aus. D. h. bei Einhaltung der Technischen Regeln kann der Arbeitgeber davon ausgehen,
dass die zugrundeliegenden Forderungen der Gesetze und Verordnungen erfüllt sind. Wählt der Arbeitgeber eine andere
Lösung, muss er im Zweifelsfall beweisen können, dass er mit dieser Lösung mindestens die gleiche Sicherheit und den
gleichen Gesundheitsschutz für die Beschäftigten erreicht. Der Nachweis erfolgt in der Regel im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung.
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Bestandsschutz

Die Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A) beinhalten Maßnahmen und praktische Durchführungshilfen und legen dar,
wie die in der Arbeitsstättenverordnung im Hinblick auf die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten aufgestellten
Schutzziele und Anforderungen bei Einrichtung und Betrieb von Arbeitsstätten erreicht werden können. Wenn – bedingt durch
die technische Weiterentwicklung – neue Forderungen erwachsen, ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu überprüfen,
ob die bisherigen Maßnahmen ausreichen oder ob die Arbeitsstätte (hier Kindertageseinrichtung) nachgerüstet werden muss.
D. h. der Betreiber hat nach § 8 Abs. 1 ArbStättV in eigener Verantwortung zu prüfen, ob eine den Bestandsschutz
durchbrechende wesentliche Änderung vorliegt und Anpassungsmaßnahmen zu treffen sind. Nach § 56 Abs. 1 der früheren
ArbStättV von 1975 entstand die Anpassungspflicht erst auf Verlangen der zuständigen Behörde. Der Arbeitgeber muss die
erforderlichen Maßnahmen jetzt also von sich aus und ohne gesonderte Aufforderung ergreifen (Lorenz, in: Kollmer/Klindt, § 8
ArbStättV Rn. 7). Die für die Umsetzung des Arbeitsstättenrechts zuständige Behörde (zuständige Bezirksregierung in NRW)
kann in Härtefällen nach § 3 a Abs. 3 Ausnahmen von den Vorschriften der Arbeitsstättenverordnung zulassen. Im Hinblick auf
die Arbeitsstättenverordnung gibt es damit auch für Kindertageseinrichtungen keinen generellen Bestandsschutz.

Darüber hinaus ist auch im Hinblick auf die Sicherheit und Gesundheit der Kinder zu prüfen, ob neue oder veränderte
Anforderungen wesentliche sicherheitstechnische Verbesserungen mit sich bringen. Ältere Kindertageseinrichtungen müssen
nach § 30 der in Nordrhein-Westfalen am 1. April 2009 in Kraft getretenen Unfallverhütungsvorschrift Kindertageseinrichtungen
(DGUV Vorschrift 82) geändert werden, wenn

sie wesentlich erweitert oder umgebaut werden,
ihre Nutzung wesentlich geändert wird,
konkrete Gefährdungen für Leben oder Gesundheit der Kinder vorliegen.

In diesen Fällen ist es erforderlich, die gesamte Kindertageseinrichtung im Hinblick auf Sicherheit und Gesundheit von Kindern
zu überprüfen und gegebenenfalls nachzurüsten. Zielperspektive der Nachrüstung ist dann die Anpassung an den aktuellen
Stand der DGUV Vorschrift 82. Insofern ist hier nur von einem gefährdungsabhängigen Bestandsschutz auszugehen.

Der Unternehmer (Träger einer Kindertageseinrichtung) kann im Einzelfall ebenfalls bei seinem zuständigen
Unfallversicherungsträger Ausnahmen von Unfallverhütungsvorschriften schriftlich beantragen, solange kein staatliches
Arbeitsschutzrecht berührt wird. Im Falle eines Antrags durch eine Kindertageseinrichtung ist neben der Stellungnahme der
betrieblichen Arbeitnehmervertretung zusätzlich der Einrichtungsleitung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. (vgl. § 14
DGUV Vorschrift 1).

Im Falle einer wesentlichen Erweiterung oder eines wesentlichen Umbaus gilt der Bestandsschutz weder für die Gebäude,
Gebäudeteile und Räumlichkeiten, die tatsächlich erweitert oder umgebaut werden, noch für solche, deren Nutzung
unmittelbar und wesentlich durch die Erweiterung oder den Umbau betroffen oder beeinflusst werden. Ein wesentlicher Umbau
liegt dann vor, wenn in die Struktur des Gebäudes eingegriffen wird und diese sich verändert.

Eine wesentlich geänderte Nutzung  eines Gebäudes liegt dann vor, wenn sich die funktionale Ausrichtung der Nutzung ändert,
d. h. Gebäude, Gebäudeteile oder Räume grundsätzlich und völlig anders genutzt werden als zuvor (Beispiel: Ein
Verwaltungsgebäude mit Büroräumen wird zu einer Kindertageseinrichtung umgebaut).

Konkrete Gefährdungen für Leben und Gesundheit der Kinder , die außerdem eine Aufhebung des Bestandsschutzes
rechtfertigen, liegen vor, wenn:

aufgrund eines Mangels eine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Kindern gegeben und dieser Mangel oder die
Gefährdung von erheblicher Bedeutung ist,
es tatsächliche Anhaltspunkte dafür gibt, dass ein Unfall bzw. eine Gefahr für Leben und Gesundheit hinreichend
wahrscheinlich sind. Dies bedeutet, dass es bereits ähnliche Unfälle gegeben hat oder die logische Betrachtungsweise auf
eine Unfallgefahr schließen lässt.
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Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
Arbeitsstättenverordnung, ArbStättV
Gefährdungsbeurteilung, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR V3
Spielplatzgeräte und Spielplatzböden - Teil 1: Allgemeine sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren, DIN EN
1176-1
Spielplatzgeräte und Spielplatzböden - Sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren - Erläuterungen, DIN EN
1176 - Beiblatt 1
Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 1: Öffentlich zugängliche Gebäude, DIN 18040-1

 

Außenflächen und Spielplatzgeräte

Die DGUV Vorschrift 82 fordert in § 26 Außenflächen so zu gestalten, dass Gefährdungen für Kinder verhindert oder soweit dies
nicht möglich ist, vermindert werden. Spielangebote müssen dem Alter der Kinder entsprechen.

Die Branchenregel „Branche Kindertageseinrichtungen“ (DGUV Regel 102-602)  führt aus, dass ein Außengelände zur
körperlichen, geistigen und seelischen Entwicklung der Kinder beitragen soll, wobei es zugleich unabdingbar ist, dass die
Flächen und Spielangebote keine Gefahren beinhalten. So sind Spielplatzgeräte nach dem der Stand der Technik herzustellen,
der sich aus der DIN EN 1176 „Spielplatzgeräte und Spielplatzböden“ ergibt.

Zu älteren Spielplatzgeräten, deren sicherheitstechnischer Maßstab sich aus früheren Normen der DIN 1176 ergibt, lässt sich
hinsichtlich eines Bestandsschutzes folgende Aussage treffen:

„Die Sicherheit von Produkten (hier Spielplatzgeräte) bemisst sich nach denjenigen Normen, die zur Zeit der Herstellung/des
Inverkehrbringens anwendbar waren. Eine Anpassung an später herausgegebene Normen kann erforderlich sein, wenn sich bei
der Nutzung der Geräte herausgestellt hat, dass es trotz früherer Normübereinstimmung Gefahrenstellen gibt. So sind frühere
Normen weiterhin Sicherheitsmaßstab für die Produktion aus dieser Zeit, die Geräte sind zur weiteren Benutzung grundsätzlich
geeignet. Es hat sich aber gezeigt, dass bei einigen dieser Norm entsprechenden Geräten, die nach neueren
Sicherheitserkenntnissen geforderten Maße zum Schutz vor Fangstellen, wie z. B. für Kleidung und für den Hals nicht erfüllt
sind. In solchen Fällen sollten die Geräte entsprechend der aktuell anwendbaren Normenreihe DIN EN 1176 nachgerüstet
werden.

Bei Änderungen oder Reparaturen von Geräten, die mit früheren Normenreihen übereinstimmen, ergibt sich folgende Situation:
Werden nur einzelne Teile ersetzt, so wird die notwendige Sicherheit dadurch wiederhergestellt. Werden jedoch vollständige
Bauelemente (z. B. Brüstungselement, Leiter, Treppe) ausgetauscht, so muss die neue, derzeit anwendbare Norm für das
Austauschelement erfüllt werden.

Es gibt somit keinen generellen Bestandsschutz für Spielplatzgeräte. Demzufolge wird der Bestandsschutz eines konkreten
Spielplatzgeräts durch eine Gefährdungsbeurteilung bewertet (DIN EN 1176 Beiblatt 1:2020-12).“
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen, Technische Regeln für
Arbeitsstätten, ASR A2.1

© Unfallkasse NRW

In Kindertageseinrichtungen müssen Aufenthaltsbereiche, innerhalb derer
Absturzgefahren bestehen, altersgerecht gesichert sein. Umwehrungen sind
bauliche Vorrichtungen wie Geländer, Brüstungen oder ähnliche Elemente, die
das Abstürzen von Personen in tiefer liegende Flächen verhindern sollen. Die
sichernde Funktion von Umwehrungen können in Sonderfällen auch mit dem
Boden fest verankerte Einrich​tungsgegenstände übernehmen.

Die Umwehrungen müssen kindersicher gestaltet sein und dürfen nicht zum
Aufsitzen, Rutschen oder Klettern verleiten. Die Möglichkeit, auf einer
Umwehrung aufzusitzen oder dort Gegenstände abzulegen, wird erschwert, wenn
keine hierfür nutzbare Breite der Umwehrungsoberkante vorhanden ist.

Zum Rutschen verleiten Umwehrungen beispielsweise dann nicht, wenn bei
Treppen die Abstände zwischen den Umwehrungen am Treppenauge sowie den
Umwehrungen zu den Treppenhauswänden nicht größer als 20 cm sind.
Andernfalls sind die Umwehrungen so auszubilden, dass sie abschnittsweise
durch gestalterische Elemente, z. B. Rutschhindernisse in Form von aufgesetzten
Halbkugeln, unterbrochen werden.

Eine Umwehrung mit senkrechten Füllstäben oder deren flächiges Verschließen führt ebenfalls dazu, dass Umwehrungen nicht
zum Klettern verleiten. Zu beachten ist, dass die Geländer in der vorgeschriebenen Holmhöhe eine Horizontallast von 1 kN/m
aufnehmen müssen.

Die Abstände der Füllelemente zueinander dürfen ein Maß von 11 cm nicht überschreiten. In Einrichtungen, die Kinder unter
drei Jahren betreuen, darf dieser Abstand nicht mehr als 8,9 cm betragen. In Kinderspielbereichen sollten Umwehrungen
zusätzlich mit Fußleisten von mindestens 2 cm Höhe gesichert werden, um ein Herabfallen von (Spiel-)Sachen zu vermeiden.

Alle Arten von Umwehrungen müssen sowohl die Standsicherheit als auch die Verkehrssicherheit garantieren. Um die
Standsicherheit zu gewährleisten, ist in der Regel eine statische Berechnung erforderlich, die neben den zu verwendenden
Profilen auch statische Nachweise mit Angaben zur Verankerung (Dübel, einbetonierte Bolzen etc.) der Umwehrung beinhalten
muss. Bei Metallgeländern ist zusätzlich ein entsprechender Korrosionsschutz erforderlich; Holz​geländer sind dauerhaft
wirksam gegen Fäulniseinwirkungen zu schützen.

Aufenthaltsbereiche, die mehr als 1 m über einer anderen Fläche liegen, sind zum Schutz vor Absturz mit Umwehrungen (zu
Umwehrungen an Spielplatzgeräten siehe DIN EN 1176) auszustatten, deren Höhe mindestens 1 m beträgt. Ab einer Ab​sturz​hö​‐
he von 12 m ist eine Umwehrungshöhe von mindestens 1,1 m erforderlich.

Reicht die Höhe der vorgesehenen Absturzsicherungen nicht aus (z. B. bei Vorhandensein besteigbarer
Ausstattungsgegenstände), können zusätzliche Maßnahmen erforderlich sein. Geeignet ist z. B. die vertikale Weiterführung der
Geländerstäbe bis in eine ausreichende Höhe oder ein straff gespanntes Netz mit einer Maschenweite von z. B. 4,5 cm, das
oberhalb der Absturzsicherung angebracht wird.

Den besonderen altersbedingten Anforderungen ist Rechnung zu tragen. So können auch Absturzhöhen, die bei oder unter 1 m
liegen, für Kinder gefährlich sein.

Diese Aufenthaltsbereiche können beispielsweise gesichert werden durch

Barrieren (aufgestellte Pflanzentröge),
Schutzstreifen(Anpflanzungen),
Umwehrungen (Geländer oder Brüstungen).

Kinder, die noch nicht drei Jahre alt sind, bedürfen eines nochmals gesteigerten Schutzes gegen Absturz. Für sie können
schon Höhenunterschiede von weniger als 60 cm eine Gefahr darstellen.
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Kindertageseinrichtungen, als öffentlich zugängliche bauliche Anlagen, müssen
in den dem allgemeinen Besucherverkehr dienenden Teilen auch für Menschen
mit Behinderungen, alte Menschen und Personen mit Kleinkindern barrierefrei
zugänglich sein.

In Kindertageseinrichtungen, in denen Kinder mit Behinderung betreut werden,
ist die Barrierefreiheit in allen den Kindern zugänglichen Bereichen
sicherzustellen.

Die Planung von Kindertageseinrichtungen sollte durch barrierefreies Bauen eine
inklusive pädagogische Arbeit innerhalb der Einrichtung ermöglichen, so dass
die gemeinsame Betreuung, Erziehung und Förderung aller Kinder aus dem
Wohnumfeld erfolgen kann.

Auch Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention über die Rechte von Menschen enthält das Ziel der Barrierefreiheit.
Deutschland hat sich verpflichtet, allen Menschen mit Behinderungen das Recht auf Bildung zu ermöglichen. Menschen mit
Behinderung dürfen nicht aufgrund ihrer Behinderung vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden

In Nordrhein-Westfalen ist es selbstverständlich geworden, dass Kinder mit Behinderung in Regeleinrichtungen betreut,
erzogen und gefördert werden. Voraussetzungen hierfür sind heilpädagogische Kompetenz, angepasste Gruppenstärken und
Therapiemöglichkeiten in für Kinder mit Behinderung angemessenen Räumen.

Auf der Internetseite der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) finden Sie im Portal des Sachgebietes
„Barrierefreie Arbeitsgestaltung“ Grundsätze zum barrierefreien Planen und Bauen.
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Lärm in Kindertageseinrichtungen kann Personal und Kinder belasten.

Zur Feststellung von Lärm in Kindertageseinrichtungen müssen verschiedene
Arten von Schallereignissen unterschieden werden: Einerseits ist eine gute
sprachliche Kommunikation erwünscht (z. B. miteinander sprechen oder singen),
zum anderen gibt es störende von außen auf diese Kommunikation einwirkende
Schallereignisse (z. B. andere Spiel- und Lernsituationen, Rufen, Singen,
Springen, Laufen oder der Umgang mit Spielzeug).

Auch sekundäre Schallquellen (z. B. Heizungs- und Lüftungsanlagen, zufallende
Raum- und Schranktüren, das Verrücken von Tischen und Stühlen und die von
außerhalb des Gebäudes eindringenden Geräusche – etwa Verkehrslärm) führen
zu unerwünschten Lärm​belastungen: Die Kommunikation wird gestört, die
Sprachverständ​lichkeit gemindert, die Aufmerksamkeit und das Konzentrations​‐
vermögen sinken. Der Stimmapparat des pädagogischen Personals wird durch die notwendig erhöhte Sprechlautstärke
belastet.

Daher ist eine optimale Raumakustik in Kindertageseinrichtungen wichtig, da erst durch sie eine gute Sprachverständlichkeit in
den Räumen ermöglicht wird. Raumakustische Maßnahmen mindern die Reflexion des Schalls an den
Raumbegrenzungsflächen (Wände, Boden, Decken) und können so Lärm innerhalb von Räumen reduzieren.

Um in Kindertageseinrichtungen Lärm effektiv und nachhaltig zu reduzieren, ist
eine Kombination aus bau- und raumakustischen, organisatorischen sowie
pädagogischen Maßnahmen erforderlich. Alle Maßnahmen müssen auf die
jeweiligen Gegebenheiten der Kindertageseinrichtung abgestimmt werden, da
erst ihr Zusammenwirken zu einem verträglichen Belastungsniveau führt.

Die Raumakustik wird maßgeblich durch die Schallabsorption der Raum​flächen
beeinflusst. Hierzu wird die Nachhallzeit als Kriterium herangezogen. Die
Nachhallzeit gilt als die Zeitspanne, in der der Schalldruckpegel in einem Raum
nach Beendigung der Schallfeldanregung um 60 dB abfällt. 

In der Unfallverhütungsvorschrift Kindertageseinrichtungen (DGUV Vorschrift 82)
werden für Bildungseinrichtungen im Elementarbereich bau- und
raumakustische Maßnahmen gefordert. Zur Planung raumakustischer
Maßnahmen gibt die ASR A3.7 „Lärm“ und die DIN 18041 „Hörsamkeit in
Räumen" Sollwerte für Nachhallzeiten an. Der anzustrebende, in Sekunden
gemessene Sollwert der Nachhallzeit (Tsoll ) bei mittleren Frequenzen kann in
Abhängigkeit von der Nutzungsart für Räume in Kindertageseinrichtungen mit
einem effektiven Raumvolumen (V) zwischen 30 m³ und 1000 m³ berechnet werden. Die ASR A3.7 fordert, dass in
Kindertageseinrichtungen im besetztem Zustand eines Raumes für die Anforderung „Unterricht mit Personen ohne Bedürfnis
nach erhöhter Sprachverständlichkeit“ die Nachhallzeit Tsoll in den Oktavbändern von 250 Hz bis 2000 Hz durch den mit der
nachfolgenden Formel errechneten Wert nicht überschritten wird:

Tsoll = (0,32 x (lg V/m3) - 0,17) s mit V = Raumvolumen in m 3

Dabei ist in den Oktavbändern von 250 Hz bis 2000 Hz jeweils eine Toleranz von +/-20 % zulässig. Unter Zugrundelegung
beispielhaft bestimmter Raummaße (Länge: 6 m, Breite: 7 m, Höhe: 3 m) wird für einen Gruppenraum in einer
Kindertageseinrichtung eine Nachhallzeit von ca. 0,5 Sekunden rechnerisch ermittelt. Dieser Sollwert gilt für die Nutzungsart
des besetzten Zustands; bezieht also eine zusätzliche Schallabsorption durch Personen im Raum mit ein.

Bei der Planung von Räumen für die sprachliche Kommunikation sind auch Personen mit einem erhöhten Bedürfnis nach guter
Hörsamkeit zu berücksichtigen. Menschen haben das Recht, unabhängig von ihren Fähigkeiten oder Beeinträchtigungen sowie
ihrer ethnischen, kulturellen oder sozialen Herkunft einen gleichberechtigten Zugang zu allen relevanten Teilhabebereichen
einer Gesellschaft zu haben. Im Sinne des inklusiven Bauens sind von Beginn der Planung an die Bedarfe von Personen mit
eingeschränktem Hörvermögen zu berücksichtigen. Aus diesem Grund sollen raumakustische Maßnahmen für eine
Kindertageseinrichtung für Personen, die in besonderer Weise auf gutes Sprachverstehen angewiesen sind, unter Einschluss
besonderer Anforderungen geplant werden, da
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Lärmprävention in Kindertageseinrichtungen, Hrsg.: Unfallkasse NRW, BGW und LIA, Bestell-Nr. S 07
Lärm, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A3.7
Hörsamkeit in Räumen - Anforderungen, Empfehlungen und Hinweise für die Planung, DIN 18041

© Unfallkasse NRW

© Unfallkasse NRW

Barrierefreiheit zu berücksichtigen ist - es gibt Kinder und Beschäftigte mit
eingeschränktem Hörvermögen und Hörhilfen, für die die Nachhallzeit
generell verkürzt sein muss, da von diesen Personen die raumakustische
Situation für Sprachkommunikation umso günstiger empfunden wird, je
kürzer die Nachhallzeit ist.
kleine Kinder sich erst im Spracherwerb befinden – es ist wichtig, dass diese
Kinder unter guten akustischen Bedingungen lernen,
viele Kinder die deutsche Sprache als Zweitsprache erlernen – die
Kommunikation bedarf also einer erhöhten Sprachverständlichkeit,
Kinder mit Sprach- oder Sprachverarbeitungsstörungen, Konzentrations- und
Aufmerksamkeitsstörungen in die Einrichtung kommen – eine schlechte
Akustik könnte diese Störungen und Schwächen verstärken bzw. deren
Bearbeitung könnte im pädagogischen Prozess hinderlich sein. Im
Zweifelsfall sollten in Räumen zur Sprachinformation und -kommunikation
eher kürzere als längere Nachhallzeiten realisiert werden.

Nach der DIN 18041 soll die Nachhallzeit T soll in Kindertageseinrichtungen im besetztem Zustand eines Raumes für die
Anforderung „Unterricht/Kommunikation inklusiv“ in den Oktavbändern von 250 Hz bis 2000 Hz durch den mit der
nachfolgenden Formel errechneten Wert nicht überschritten werden:

Tsoll = (0,26 x (lg V/m3) - 0,14) s mit V = Raumvolumen in m 3

Der besetzte Zustand vermutet mindestens eine 80% Regelbesetzung von Personen im Raum. Unter Zugrundelegung
beispielhaft bestimmter Raummaße (Länge: 6 m, Breite: 7 m, Höhe: 3 m) wird für einen Gruppenraum in einer
Kindertageseinrichtung eine Nachhallzeit von ca. 0,4 Sekunden rechnerisch ermittelt. Dieser Sollwert gilt für die Nutzungsart
im besetzten Zustand; bezieht also eine zusätzliche Schallabsorption durch Personen im Raum mit ein. Bei der Ermittlung zur
Einbringungen des raumakustischen Materials wird also auch das Absorptionsverhalten der möglichen anwesenden Personen
in den Räumlichkeiten mit zu berücksichtigen sein. Die Umrechnung zwischen dem unbesetzten und dem besetzten Zustand
soll nach den Vorgaben der DIN 18041 Anhangs A erfolgen. Bei einer raumakustischen Planung oder Sanierung von Räumen
werden fachkundige Berechnungen und/oder Messungen der erforderlichen Nachhallzeit im besetzten und unbesetzten
Zustand erforderlich sein, um den Bedarf an raumkaustisch wirksamen Materialien zu ermitteln.

Neben den bereits oben aufgeführten Anforderungen nach der ASR A3.7 und der
DIN 18041 ist die DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" zu beachten. Sie gibt die
baulichen Anforderungen an die Luft- und Trittschalldämmung vor, um
Menschen in Aufenthaltsräumen vor unzumutbaren Lärmbelastungen durch
Schallübertragung zu schützen. So werden unter anderem Vorgaben für die Luft-
und Trittschalldämmung in Schulen und vergleichbaren Unterrichtsbauten
gemacht. Räume in Kindertageseinrichtungen können als vergleichbare
Unterrichtsbauten angesehen werden, so dass die in der DIN 4109 für Schulen
und vergleichbare Unterrichtsbauten beschriebenen Anforderungen auch für
Räume in Kindertageseinrichtungen anzuwenden sind.

Die von der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen herausgegebene Broschüre
Lärmprävention in Kindertageseinrichtungen gibt zusätzliche Hinweise, welche
organisatorischen und pädagogischen Maßnahmen zur Reduzierung von Lärm in
Kindertageseinrichtungen beitragen können.
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© Unfallkasse NRW

© Unfallkasse NRW

Als angenehmste Beleuchtung gilt das Tageslicht, es hat im Allgemeinen eine
positive Wirkung auf die Gesundheit und das Wohlbefinden der Menschen.
Daher sollten alle Räume der Kindertageseinrichtung, die zum dauerhaften
Aufenthalt von Personen gedacht sind, einen möglichst hohen Anteil an
Tageslicht aufweisen. Tageslicht kann durch Fenster, Dachoberlichter und
lichtdurchlässige Bauteile ins Gebäude gelangen, wobei Fenster zusätzlich eine
Sichtverbindung nach außen ermöglichen.

Da das Tageslicht allein nicht ausreicht, die Räume ganzjährig zu beleuchten, ist
zusätzliches künstliches Licht erforderlich. Die Dimensionierung der
Beleuchtungsanlagen richtet sich nach der Nutzung der Räume und den damit
verbundenen Sehaufgaben. So wird z. B. für Gruppenräume
eine Mindestbeleuchtungsstärke von 300 Lux gefordert.
Neben der notwendigen Helligkeit (Mindestbeleuchtungsstärke) ist die
Lichtfarbe von entscheidender Bedeutung:

Warmweißes (ww) Licht wird als gemütlich und behaglich empfunden
(Farbtemperatur < 3.300 Kelvin).
Neutralweißes (nw) Licht wird als eher sachlich empfunden (Farbtemperatur 3.300–5300 Kelvin).

Darüber hinaus hat die korrekte Farbwiedergabe bei künstlicher Beleuchtung einen hohen Stellenwert. Da Kinder ihren Sehsinn
noch ausbilden müssen, soll die Umgebung in ihren „echten“ Farben wahrgenommen werden können. Die Bewertung der
Farbwiedergabe ist durch den Index Ra gekennzeichnet. Generell gilt: Je niedriger der Index, desto schlechter werden die
Farben beleuchteter Personen und Gegenstände wiedergegeben. Der Farbwiedergabe-Index von Ra = 100 ist optimal; er darf in
Aufenthaltsbereichen nicht unter 80 liegen.

Sowohl bei natürlichem als auch bei künstlichem Licht sind störende
Blendungen oder Reflexionen zu minimieren. Störende Sonneneinstrahlung an
Fenstern kann z. B. durch Jalousien oder Rollos, bei Oberlichtern z. B. durch
lichtstreuende Materialien vermieden werden. Bei künstlichem Licht ist z. B. die
richtige Auswahl und Anordnung der Leuchten eine geeignete Maßnahme vor
Begrenzung von Blendung. Reflexionen können insbesondere durch matte
Oberflächen minimiert werden.

Die Installation einer überwiegend indirekten Beleuchtung führt zu einer
homogeneren Ausleuchtung und damit zu weniger Kontrasten im gesamten
Raum; dies fördert die räum​liche Wahrnehmung und stärkt das Wohlbefinden.
Eine indirekte Beleuchtung erfordert eine helle Deckenoberfläche, um Reflexion
und eine gleichmäßige Verteilung des Lichtes sicherzustellen. Der
Helligkeitsunterschied zwischen Arbeitsbereich und Arbeitsumfeld sollte
möglichst gering gehalten werden, um die Augen nicht zu belasten. So sollte z. B.
die Umgebungslichtstärke nicht unter 300 Lux fallen, wenn der Arbeitsbereich
mit 500 Lux ausgeleuchtet wird.

Die Lichtversorgung sollte am besten über mindestens zwei unterschiedliche Lichtkreise (zwei Schalter) in dimmbarer
Ausführung erfolgen. Die geforderten Mindestbeleuchtungsstärken müssen im Innenraum auf den Arbeitsflächen bzw.
Spielflächen erreicht werden. In den Gruppen- und Gruppennebenräumen sollte der Fußboden als Bezugsfläche gewählt
werden.
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siehe Anhang; Beleuchtung von Arbeitsstätten (Grundlage ASR A3.4 Beleuchtung)

Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Beleuchtung, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A3.4
licht.wissen 02 – Besser lernen mit gutem Licht

© Unfallkasse NRW

Im Laufe der Zeit verringert sich die Beleuchtungsstärke der
Beleuchtungsanlagen oder sie können beschädigt werden.
Instandsetzungsmaßnahmen sind spätestens dann erforderlich, wenn durch
Verschmutzung, Alterung oder Beschädigung die Mindestbeleuchtungsstärken
nicht mehr erreicht werden. Um die Versorgung mit Tageslicht sicherzustellen,
sind auch die Fenster bzw. Oberlichter regelmäßig zu reinigen.

In der Kita finden viele verschiedene Aktivitäten statt. Es wird gespielt, gebastelt
und getobt, es wird vorgelesen und gekuschelt. Für jede dieser Aktivitäten wird
das richtige Licht benötigt. Das Beleuchtungskonzept sollte die Ansprüche des
pädagogischen Konzeptes zur frühkindlichen Förderung unterstützen und durch
optimal aufeinander abgestimmte direkte und indirekte Beleuchtung eine
Wohlfühlatmosphäre schaffen, in der ein positives Lernklima entstehen kann.
Deshalb empfiehlt sich schon bei der Planung der Kita die Aufstellung eines
Beleuchtungskonzeptes.

Bei der Festlegung der Mindestbeleuchtungsstärken sind besondere Fälle, etwa
die Beschäftigung oder Betreuung von Menschen mit eingeschränktem Sehvermögen, nicht berücksichtigt. Im Einzelfall
können also weitergehende Beleuchtungsmaßnahmen erforderlich sein.
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Beleuchtung von Arbeitsstätten – Innenräume und Arbeitsplätze im Freien

Beleuchtung von Arbeitsstätten – Arbeitsstätten in Innenräumen* 

Arbeitsräume, Arbeitsplätze, Art und
Nutzung des Raumes

Mindestwert der
Beleuchtungsstärke lx

Mindestwert der
Farbwiedergabe
Index Ra

Bemerkung

Küchen, Kinderküchen 500 80

Gruppenräume, Gruppennebenräume,
Spielzimmer, Krippenraum,
Bastelräume, Handarbeitsräume,
Werkräume

300 80
Eine steuerbare Beleuchtung wird
empfohlen (z. B. dimmbar).
Ev ≥ 100 lx

Mehrzweck- und Bewegungsräume 300 80
Eine steuerbare Beleuchtung wird
empfohlen (z. B. dimmbar).
Ev ≥ 100 lx

Schlafraum 300 80

Eine steuerbare Beleuchtung wird
empfohlen (z. B. dimmbar).
Der Einsatz von Nachtlichtern kann
pädagogisch sinnvoll sein.
Ev ≥ 100 lx

Kantine (Ess- und Speiseräume),
Teeküchen

200 80

Büro, Leitungszimmer 500 80 Ev ≥ 175 lx

Räume, die zum Schreiben, Lesen oder
zur Datenverarbeitung genutzt werden

500 80 Ev ≥ 175 lx

Personal- und Aufenthaltsräume 200 80

Garderoben, Waschräume, Bäder,
Toiletten

200 80
Toiletten separat betrachten, wenn
diese vollständig umschlossen sind

Vorrats- und Lagerräume (auch
Putzmittelräume)

100 60

Verkehrsflächen, Flure 100 40

gilt nur, wenn diese Bereiche nicht
regelmäßige Aufenthaltsbereiche
der Kinder sind; ansonsten
Anforderungen wie bei
Gruppenräumen einhalten

Eingangshallen 200 80

gilt nur, wenn diese Bereiche nicht
regelmäßige Aufenthaltsbereiche
der Kinder sind; ansonsten
Anforderungen wie bei
Gruppenräumen einhalten

Empfangstheken (Rezeptionen) 300 80

Treppen 100 40
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Beleuchtung von Arbeitsstätten – Arbeitsplätze im Freien*

Art des Bereichs
Mindestwert der
Beleuchtungsstärke lx

Mindestwert der
Farbwiedergabe Index Ra

Bemerkung

Fußwege 5 25

Toranlagen 50 25

Betriebliche Parkplätze 10 25

Legende

Ev  Die mittlere vertikale Beleuchtungsstärke (Ev) ist die auf einer vertikalen Fläche gemittelte Beleuchtungsstärke.

lx   Die Beleuchtungsstärke wird in Lux (lx) gemessen. Es ist ein Maß für das auf eine Fläche auftreffende Licht.

Ra  Der Farbwiedergabeindex (Ra) ist eine dimensionslose Kennzahl von 0 bis 100, mit der die Farbwiedergabeeigenschaften
der Lampen klassifiziert wird. Je höher der Wert, desto besser ist die Farbwiedergabe.
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602

© Unfallkasse NRW

Sonstige bauliche Einrichtungen, wie Einrichtungsgegenstände, sind bis zu einer
Höhe von 2 m ab Oberkante Standfläche so auszubilden oder zu sichern, dass
Verletzungsgefahren durch scharfe Kanten oder Ecken sowie  vorstehende Haken
vermieden werden. 

Diese Verletzungsvorsorge lässt sich z. B. mit folgenden Gestaltungs​kriterien
erreichen:

Abrundungsradius > 2 mm
gebrochene bzw. gefaste Kanten
geeignete Abschirmungen (z. B. bei Garderobenhaken) 

 Bewegliche Teile von Einrichtungsgegenständen sind so zu gestalten,  dass für
Kinder bei bestimmungsgemäßem Gebrauch keine Quetsch-  und Schergefahren
vorhanden sind.

Einrichtungsgegenstände müssen für ihren jeweiligen Bestimmungszweck sicher
gestaltet, befestigt und aufgestellt sein.

Hierunter sind folgende Sicherheitsvorkehrungen zu verstehen:

Feststellvorrichtungen für rollbare Elemente
Sicherungen gegen das Herausfallen von Schubladen 
Kipp- und standsichere Aufstellung von Regalen, Schränken und vergleichbaren Einrichtungsgegenständen.

Bewegliche Teile von Ausstattungsgegenständen sind so zu gestalten, dass für Kinder keine Gefährdung durch Scherstellen
entsteht.
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© Unfallkasse NRW

© Unfallkasse NRW

In Kindertageseinrichtungen werden sowohl elektrische Anlagen, wie
Beleuchtungs- und Steckdosenstromkreise oder Schutz- und
Alarmierungseinrichtungen, als auch elektrische Betriebsmittel, wie z.B.
Stehleuchten, Küchengeräte oder CD-Player in großer Zahl eingesetzt. Von
elektrischem Strom gehen jedoch besondere Gefährdungen aus: Fehler können
mit den menschlichen Sinnen zumeist nicht erkannt werden und bereits kleinste
Stromstärken können lebensgefährlich sein. Da Kinder aufgrund der kindlichen
Neugier, mangelnder Erfahrungen und noch nicht ausgeprägtem
Gefahrenbewusstsein sowie aufgrund ihres im Vergleich zu Erwachsenen
deutlich geringeren Körperwiderstands mehr gefährdet sind, müssen in
Kindertageseinrichtungen besondere Schutzmaßnahmen vor den Gefahren des
elektrischen Stroms ergriffen werden.

Zur Gewährleistung des Personenschutzes sind die Steckdosenstromkreise über
Fehlerstrom-Schutzeinrichtungen (FI-Schutzschalter bzw. RCD, engl. Residual
Current Device) mit einem Bemessungsdifferenzstrom IΔN ≤ 30 mA abzusichern. 

Für Kinder zugängliche Steckdosen sowie Steckdosenleisten und Kupplungen
von Verlängerungsleitungen müssen integrierte Shutter („Stocherschutz“) aufweisen, die einen erhöhten Schutz gegen das
Berühren unter Spannung stehender Teile bewirken. Für Kinder zugängliche Geräte (z. B. Wand- oder Deckenleuchten im
Bereich von erhöhten Spielebenen) sind gegen Beschädigungen und Manipulationen zu sichern.

In Kindertageseinrichtungen ist es neben der üblichen Installation bodennaher Steckdosen sinnvoll, auch einige deckennah
installierte Steckdosen für den Betrieb von Lichterketten oder anderen Geräten vorzusehen.

Bereits bei der Auswahl und Beschaffung elektrischer Geräte können wirksame Schutzmaßnahmen getroffen werden.
Grundsätzlich ist z.B. zu hinterfragen, ob die zur Nutzung vorgesehenen Geräte notwendigerweise mit Netzspannung betrieben
werden müssen oder ob auch solche beschafft werden können, die ungefährlich mit Batterien oder
Kleinspannungstransformatoren betrieben werden können. Dies betrifft insbesondere Lichterketten, die in für Kinder
zugänglichen Bereichen angebracht werden sollen.

Durch das CE-Kennzeichen auf einem Elektroartikel dokumentiert der Hersteller, dass er die geltenden Normen eingehalten hat.
Ein zusätzlich aufgedrucktes GS-Zeichen signalisiert, dass der Hersteller von einem staatlich anerkannten, unabhängigen
Prüfinstitut hat prüfen und bescheinigen lassen, dass das Gerät den geltenden Regelungen entspricht.

Elektrische Geräte müssen bestimmungsgemäß nach den Herstellerangaben benutzt werden. Das bedeutet insbesondere, dass

Steckdosenleisten nicht überbelastet werden dürfen (maximale
Anschlussleistung beachten!),
die Hintereinanderschaltung mehrerer Verlängerungsleitungen und
Steckdosenleisten nicht zulässig ist,
Haushaltssteckdosenleisten nicht im Außenbereich (z.B. bei Sommerfesten)
betrieben werden dürfen und
sichergestellt werden muss, dass sich die von den Elektrogeräten
ausgehende Strahlungs- und Wärmeenergie gefahrlos ausbreiten kann.

Sowohl elektrische Anlagen als auch elektrische Betriebsmittel müssen
wiederkehrend durch Elektrofachkräfte überprüft werden. Im Rahmen einer
Gefährdungsbeurteilung hat der Träger einer Kindertageseinrichtung
insbesondere Art, Umfang und Fristen der erforderlichen Prüfungen von
elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln zu ermitteln. Als Orientierungswerte
können für ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel jährliche Prüfungen, für
ortsfeste elektrische Betriebsmittel Prüfungen im Abstand von vier Jahren
angesetzt werden. Elektrische Anlagen, wie z.B. die elektrische
Gebäudeinstallation, sollten spätestens nach vier Jahren durch eine
Elektrofachkraft überprüft werden. Neu beschaffte Geräte sind vor der ersten Verwendung einer Sicht- und Funktionskontrolle
zu unterziehen.
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Quellen

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel, DGUV Vorschrift 4
Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Prüfung ortsveränderlicher elektrischer Betriebsmittel, DGUV Information 203-049
Wiederkehrende Prüfungen ortsveränderlicher elektrischer Arbeitsmittel – Organisation durch den Unternehmer, DGUV
Information 203-071
Wiederkehrende Prüfungen elektrischer Anlagen und ortsfester Betriebsmittel, DGUV Information 203-072
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)

Fehlerstromschutzschalter müssen nicht nur bei einem sehr geringen Fehlerstrom, sondern auch innerhalb kürzester Zeit
auslösen. Um dieses gewährleisten zu können, sind Fehlerstromschutzschalter nach längstens einem halben Jahr durch
Betätigen der Test-Taste auszulösen. Bei dem heutzutage üblicherweise gegebenen Berührungsschutz in elektrischen
Verteilungen kann die Betätigung auch durch Laien erfolgen. In einigen Fällen können angeschlossene Geräte (insbesondere
Waschmaschinen und Wäschetrockner) einen herkömmlichen Fehlerstromschutzschalter durch gleichförmige Ableitströme
außer Funktion setzen. Es sind deshalb die mitgelieferten Anschlusshinweise der Geräte zu beachten.

Für die Funktion des Fehlerstromschutzschalters ist eine gut leitfähige Schutzleiterverbindung notwendig. Im Rahmen von
Sichtkontrollen ist deshalb darauf zu achten, dass die in Steckdosen vorhandenen Schutzleiterbügel nicht verschmutzt,
übermalt, korrodiert oder verbogen sind.

Die sowohl im Rahmen von Prüfungen und Kontrollen gewonnenen Erkenntnisse (z.B. bezüglich festgestellter Schäden) sind in
der Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen.
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Fenster, Oberlichter, lichtdurchlässige Wände, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.6
Beleuchtung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A3.4
Fenstergriffe – Rastbare, verriegelbare und verschließbare Fenstergriffe, DIN 18267

© Unfallkasse NRW

In einer Kindertageseinrichtung müssen Aufenthaltsbereiche im Gebäude
ausreichend Tageslicht einlassen. Dazu sollte die Fens​terfläche mindestens
1/10 der Grundfläche des Raumes betragen. Fenster müssen - soweit keine
Lüftungsanlage vorhanden ist - ausreichend groß und zu öffnen sein, um Räu​me
genügend be- und entlüften zu können.

Fenster sind so zu gestalten, dass sie beim Öffnen und Schließen Kinder nicht
gefährden und im geöffnetem Zustand nicht in den Aufenthaltsbereich
hineinragen.

Besteht Absturzgefahr aus einem Fenster, so ist durch technische Maßnahmen
das vollständige Öffnen des Fensters durch Kinder zu verhindern. So kann z.B.
ein Kipp-vor-Dreh-Beschlag ausgewählt werden, bei dem die Kippstellung des
Fensters durch die waagerechte Griffstellung erzielt wird. Das Öffnen des Flügels
ist beim Einsatz eines entsprechenden abschließbaren Fenstergriffes nur
möglich, wenn gleichzeitig der Schlüssel betätigt wird. Ein weitere Möglichkeit
ist ein abschließbare Fenstergriff.

Das vollständige Öffnen eines Fensters (Stoßlüftung) wird bei Bedarf unter Berücksichtigung der notwendigen Aufsicht
herzustellen sein. Achten Sie hierbei darauf, dass vor den geöffneten Fenstern keine Gegen​stände wie Stühle, Tische, Sofas
oder Spielzeugkisten vorhanden sind, die von den Kindern bestiegen werden können.

Von Griffen, Hebeln und Schlössern dürfen bei bestimmungsgemäßem Gebrauch keine Gefährdungen für die Kinder und die
Beschäftigten ausgehen.

Das wird beispielsweise erreicht, wenn:

Griffe und Hebel gerundet und in jeder Stellung eines Flügels mindestens 25 mm zu feststehenden Teilen des Fensters
oder der Fensterlaibung angeordnet sind,
Hebel für Panikbeschläge seitlich drehbar oder als Wippe ausgebildet sind,
Hebel für Kippfenster zurückversetzt in der Fensternische angeordnet sind oder
Griffe und Hebel von einem sicheren Standort betätigt werden können.
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Bodenbeläge müssen grundsätzlich rutschhemmend ausgeführt und leicht zu reinigen sein.

Rutschhemmung von Bodenbelägen in Kindertageseinrichtungen

Räume und Verkehrswege Bewertungsgruppe der Rutschgefahr (R-Gruppe)

Eingangsbereich, innen R 9

Eingangsbereich, außen R 11 oder R 10 und V 4*

Treppe, innen R 9

Treppe, außen R 11 oder R 10 und V 4*

Gruppen-, Gruppennebenräume R 9

Bewegungsraum R 9

Bastel- und Handarbeitsräume R 9

Fachräume für Werken R 10

Sanitärräume/Wickelräume** R 10

Pausen- und Aufenthaltsräume R 9

Küchen für die Gemeinschaftsverpflegung / Spülräume R 11

Auftau- und Anwärmküchen R 10

Kinderküchen R 10

Kaffee- und Teeküchen R 10

Speiseräume R 9

* Verdrängungsraum mit Kennzahl für das Mindestvolumen 
** Für Fußböden in barfuß begangenen Nassbereichen siehe Informationsbroschüre „Bodenbeläge für nassbelastete Barfußbereiche“ (DGUV Information
207-006).
Quelle: Tabelle in Anlehnung an ASR A1.5/1,2 Fußböden 

Genauso wichtig wie die Verlegung rutschhemmender Böden ist deren Pflege. Es ist daher darauf zu achten, dass die Böden
nach Herstelleranleitung gereinigt und gepflegt werden. Zugunsten einer leichten Reinigung ;empfiehlt sich grundsätzlich ein
Bodenbelag, der leicht abgefegt und feucht gewischt werden kann.

Stolpergefahren, die z. B. durch unterschiedliche Bodenhöhen oder unterschiedliche rutschhemmende Bodenbeläge entstehen
können, müssen vermieden werden. In Gebäuden gilt ein Höhenunterschied von mehr als 4 mm als Stolperstelle. Ziel ist also,
Höhenunterschiede zu vermeiden oder zu minimieren; dies gilt auch für Einbauten wie umlaufende Türrahmen. Spielteppiche
sollten wegen der Stolpergefahr möglichst nicht in Laufbereichen ausgelegt werden.

Viele Aktivitäten der Kinder finden auf dem Fußboden statt. Darüber hinaus können sich Kleinstkinder nur auf dem Boden
krabbelnd fortbewegen. In diese Aufenthaltsbereiche sollten daher Bodenaufbauten und -beläge eingebracht werden, die die
Wärmeableitung über Körperkontaktflächen (Füße, Hände, Po) möglichst gering halten. Dazu benötigt man sowohl einen gut
isolierenden Bodenaufbau als auch einen als körperwarm empfundenen Bodenbelag.

Während der Heizperiode kann man eine angenehme Fußwärme über eine verbaute Fußbodenheizung erreichen; außerhalb der
Heizperiode wird dasselbe Ziel ausschließlich über eine gute Wärmedämmung durch funktionales Zusammenspiel von
Bodenaufbau und geeigneten Boden​belägen erreicht. Daher wird insbesondere in Gruppen- und Gruppen​nebenräumen von
keramischen oder Natursteinbelägen abgeraten.

Lassen sich Einzelstufen in Aufenthaltsbereichen der Kinder nicht vermeiden, müssen sie von angrenzenden Flächen deutlich
unterschieden werden.

Deutliche Unterscheidungsmerkmale sind z. B.:

Kontrast durch Farbgebung
Wechsel in der Materialstruktur
Stufenbeleuchtung
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Bodenbeläge für nassbelastete Barfußbereiche, DGUV Information 207-006
Fußböden, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A1.5
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Das Wohlgefühl sowie – damit zusammenhängend – die Lern- und
Aufnahmefähigkeit hängen ganz wesentlich von den raumklimatischen
Rahmenbedingungen ab. Neben den Aspekten der Baubiologie und Beleuchtung
sind insbesondere Raumtemperatur und -luftfeuchte einschlägige
Leitkomponenten.

In Kindertageseinrichtungen wird üblicherweise eine Raumtemperatur von 20 bis
24°C als angenehm empfunden. Alle Aufenthaltsräume müssen im
ausreichenden Maße be- und entlüftet werden können. Zugluft ist zu vermeiden.
Sie tritt im Allgemeinen nicht auf, wenn die Luftgeschwindigkeit unter 0,15 m/s
beträgt.

Die Raumluftfeuchte ist mitentscheidend für das Wohlbefinden. Sie beträgt am
besten 40 bis 65 %. Oberhalb des Maximalwertes ist – gerade im Winter – mit
einem Feuchtigkeitsniederschlag an kalten Außen​wänden zu rechnen, der zu
Schimmelbildung führen kann.

Zur Erhöhung der Luftfeuchtigkeit werden während der Heizperiode häufig
Heizkörperverdunster oder Luftbefeuchter eingesetzt. Der Einsatz von Heizkörperverdunstern ist jedoch problematisch, da eine
Verkeimung des Wassers bei sensibel reagierenden Menschen zu gesundheitlichen Problemen führen kann. Insbesondere für
kleinere Kinder besteht darüber hinaus die Gefahr, dass diese direkt mit verkeimtem Wasser in Berührung kommen.

Wesentlich für die Konzentrations- und Lernfähigkeit der Kinder ist die Qualität der Luft, also deren Sättigung mit Sauerstoff. In
Innenräumen ist die Kohlendioxidkonzentration ein wesentlicher Indikator. Die Kohlendioxidkonzentration ist auch Maß für die
Effektivität der Raumlüftung. Als Richtwert gilt, dass eine Konzentration von 0,1 Volumen-Prozent CO2 (1000 ppm bzw. 1800
mg/m³) nicht überschritten werden sollte. Deshalb ist es wichtig, Aufenthaltsbereiche in Kindertageseinrichtungen bei Bedarf
ausreichend lüften zu können.

Hilfestellung bietet der neue kostenlose CO2-Timer, der auf der Seite der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV)
herunterladen kann. Die App errechnet aus der Personenzahl, der Aufenthaltsdauer und dem Raumvolumen die
voraussichtliche CO2-Konzentration und gibt an, wann und wie oft gelüftet werden soll.

In Kindertageseinrichtungen können gesunde und zuträgliche Raumtemperaturen wie folgt erreicht werden:

allgemeiner Richtwert 20°C
ideal für Kleinkinder 21°C bis 22°C
in Waschräumen 24°C
im Wickelbereich mindestens 24°C
in Schlafräumen 18°C
im Speiseraum 21° C
im Büro der Leitung mindestens 20°C
im Pausenraum mindestens 21°C
im Raum für Elterngespräche zwischen 20°C und 22°C.

Bei Außenlufttemperaturen von über 26 °C darf nur in Ausnahmefällen die Lufttemperatur in Arbeits- und Aufenthaltsräumen
26°C überschreiten. Bereiche, in denen durch äußere Einflüsse eine starke Aufheizung erfolgen kann, sind in geeigneter Weise
gegen übermäßige Hitzeeinwirkung abzuschirmen. Hierunter fällt insbesondere ein wirksamer äußerer Sonnenschutz.

Sichere-KitaAllgemeine Anforderungen
Raumklima

www.sichere-kita.de Seite 21



Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Raumtemperatur, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A3.5
Lüftung, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A3.6

© Unfallkasse NRW

© Unfallkasse NRW

Überschreitet die Lufttemperatur im Raum 30 °C müssen wirksame Maßnahmen
ergriffen werden, wobei technische und organisatorische gegenüber
personenbezogenen Maßnahmen vorgehen:

In den frühen Morgenstunden lüften.
Die Tagesplanung an die Temperaturen anpassen d.h. kein Aufenthalt im
Freien bei starker Sonneneinstrahlung und sehr hohen Außentemperaturen.
Besonders stark erwärmte Spielgeräte aus Metall sind zu meiden. Generell
sollte auf bewegungsintensive Spielangebote verzichtet werden.
Für Abkühlung der Kinder kann z.B. durch Wasserspiele und
Planschmöglichkeiten im schattigen Außenbereich gesorgt werden.
Auf helle, luftdurchlässige und locker sitzende Bekleidung, leichtes
Schuhwerk und vor allem auf eine Kopfbedeckung ist zu achten.
Es ist dafür zu sorgen, dass Kinder und Beschäftigte ausreichend trinken.
Besonders geeignet sind Mineralwasser sowie ungesüßter Früchte- und
Kräutertee. Kühle, aber nicht „eiskalte“ Flüssigkeiten löschen den Durst am
besten.
Auch der Speiseplan kann angepasst werden. Gut geeignet sind leichtverdauliche Gerichte wie Obst- und Gemüsesalate
sowie Kaltschalen.

Wird die Lufttemperatur im Raum von 35 °C überschritten, so ist der Raum für die
Zeit der Überschreitung ohne weitere Maßnahmen nicht mehr als Aufenthalts-
bzw. Arbeitsraum für Kinder und Beschäftigte geeignet.

Eine kurzfristige Lösung zur Absenkung der Raumtemperatur kann die
vorübergehende Nutzung eines mobilen Klimagerätes sein, welches zusätzlich
zur morgendlichen Lüftung eingesetzt werden kann. Hierbei ist zu beachten,
dass Klimageräte, die Raumluft nur umwälzen und konditionieren (Heizen,
Kühlen) in der Regel nicht mit geeigneten Filtern ausgestattet sind. Sie tragen im
Zweifelsfall nur zur Verbreitung von Viren bei. Bei Bedarf können Sie sich durch
Ihre Fachkraft für Arbeitssicherheit und Ihren Betriebsarzt/Ihre Betriebsärztin
beraten lassen.

Zu beachten ist beim Einsatz dieser Geräte, dass die Kinder keiner
Verletzungsgefahr oder zu starkem Luftzug durch das Gerät ausgesetzt sind. Der
Einsatz von mobilen Klimageräten sollte keine Dauerlösung sein und ist nur mit
sicheren Geräten zulässig.
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Das Kinderbildungsgesetz von Nordrhein-Westfalen (KiBiz) verdeutlicht den
umfassenden Bildungs- und Erziehungsauftrag der Kindertageseinrichtungen auf
der Grundlage einer individuellen Förderung der Kinder.

Für die Erfüllung  dieses Auftrags ist eine ausreichende Anzahl von Räumen für
unterschiedliche Nutzungen im Kontext der pädagogischen Gesamtkonzeption
erforderlich.

Insbesondere im Hinblick auf die Schaffung von Plätzen für die Betreuung und
Förderung von Kindern unter drei Jahren sind für deren spezielle Bedürfnisse
neben Spiel- und Aufenthaltsräumen auch Differenzie​rungsräume zum Rückzug,
Schlafen und für die Pflege notwendig.

Eine Kindertageseinrichtung soll so geplant werden, dass alle Räume von den
Kindern eigenständig erreicht werden können und die Betreuung, Erziehung und
Förderung aller Kinder umstandslos möglich ist. 

Für die Zuordnung der Räume empfiehlt sich eine klare Strukturierung nach
deren unterschiedlichen Funktionen. Günstig ist, die Räume so anzuordnen,
dass vom Gruppenraum aus der Gruppennebenraum, die Räume zur Differenzierung sowie die Pflege- und Sanitärbereiche über
kurze Wege erreicht werden können.

„Um die frühkindliche Entwicklung der Kinder  ganzheitlich zu unterstützen,
benötigen sie eine anregungsreiche Umgebung.  Hierbei sind Räume
Ausgangspunkte für kindliches Entdecken und Forschen. Eine   ansprechende,
möglichst barrierefreie Raumgestaltung im Innen- und Außenbereich regt die
Sinne und damit die Wahrnehmung des Kindes an, bietet eine Atmosphäre  des
Wohlfühlens und fördert die Experimentierfreude, die Eigenaktivität, die
 Kommunikation sowie das ästhetische Empfinden von Kindern. Die
Raumgestaltung muss  den Bewegungsdrang von Kindern berücksichtigen, aber
auch Möglichkeiten zu Ruhe  und Entspannung bieten. Raumkonzeptionen
müssen pädagogisch durchdacht sein –  „der Raum als dritter Erzieher“ – und
den Interessen und Bedürfnissen des  Kindes entsprechen. Am ehesten fühlen
sich Kinder in Räumen wohl, die sie mitgestalten können und die für sie Spiel-,
Lern- und Lebensräume sind.“  
(Zitiert aus: Bildungsgrundsätze. Mehr Chancen durch Bildung von Anfang an, S.
22 – 23.)

Allgemeine empfehlende Hinweise zu Flächenbedarfen in
Kindertageseinrichtungen finden sich in der DGUV Regel „Branche
Kindertageseinrichtung“ (DGUV Regel 102-602). In Nordrhein-Westfalen haben die Landesjugendämter Rheinland und
Westfalen-Lippe eine Raummatrix herausgegeben, der als Orientierungsrahmen für die für Planung und Genehmigung von
Tageseinrichtungen dient (siehe Raummatrix). 

Damit der anspruchsvolle Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsauftrag gemäß § 13 KiBiz  erfolgreich umgesetzt werden kann,
sind bestimmte Räume zwingend erforderlich. Hierzu zählen insbesondere Gruppenräume, Differenzierungsräume und
Sanitärbereiche. Schlaf​räume können außerhalb von Ruhe- und Schlafzeiten auch für andere Aktivitäten genutzt werden:
Kleingruppenarbeit, therapeutische Arbeit etc. 

Nicht allein die Anzahl der in der Matrix gelisteten Räume muss geschaffen werden, wichtig ist außerdem deren Zuordnung –
denn Aufsichts- und Erziehungspflichten sind tagtäglich Aufgabe der sozialpädago​gisch​en Fachkräfte. 

Kinder brauchen viel Platz zum Toben, Klettern, Springen und Laufen; große Außenspielgelände mit Rutsch-, Schaukel-,
Kletter- , Spring-, Renn-, Kriech-, Fahr- und Wippmöglichkeiten bieten entsprechende Gelegenheiten. Kindertageseinrichtungen
müssen also über geeignete Außenspielflächen verfügen. Pro Kind sollten mindestens 10 bis 12 m² Fläche zur Verfügung
stehen.
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Kinderbildungsgesetz NRW (KiBiz)
Landschaftsverband Rheinland (LVR) und Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) 2012, Raummatrix - Empfehlungen
zum Raumprogramm für Kindertageseinrichtungen
Bildungsgrundsätze. Mehr Chancen durch Bildung von Anfang an. Grundsätze zur Bildungsförderung für Kinder von 0 bis
10 Jahren in Kindertagesbetreuung und Schulen im Primarbereich in Nordrhein-Westfalen
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Aufgrund von Neufassungen der "Technischen Regeln für Arbeitsstätten"
befindet sich dieser Artikel gerade in Überarbeitung.

Türen müssen sicher bedient werden können. Gerade bei schwergewichtigen
Türen, wie z. B. Rauch- und Brandschutztüren in Verkehrswegen und
Treppenhäusern, werden diese Vorgaben in der Regel nur erfüllt werden, wenn
diese Türen z. B.

mit Magnethalterungen offengehalten werden können und für den Brandfall
mit einer Selbstschließfunktion ausgestattet sind,
mit Freilauftürschließern ausgestattet sind oder
einen Mechanismus aufweisen, der das Schließen der Tür abbremst.

Türen sind so anzuordnen, dass Kinder und Beschäftigte nicht durch
aufschlagende Türflügel gefährdet werden. So darf beispielsweise

ein Türflügel nicht in einen Treppenlauf hinein aufschlagen. Es muss ein
angrenzender Absatz mit einem Abstand von mindestens 1,0 m vorhanden sein, wobei bei aufgeschlagener Tür noch eine
Podesttiefe von 0,5 m zur Treppe einzuhalten ist.
im Bewegungsräumen die Türen nicht nach innen aufschlagen, um die dort spielenden Kinder nicht zu gefährden.
keine Pendeltür eingesetzt wird, da diese sich aufgrund der erhöhten Unfallgefahr nicht eignet.

Türgriffe und andere Einrichtungen für die Betätigung von Türen dürfen mit festen
und beweglichen Teilen der Tür oder deren Umgebung keine Quetsch- oder
Scherstellen bilden. Durch abgerundete Türgriffe werden schwere Verletzungen
für den Kopf- und Schulter-/Armbereich bei dem Aufprall von Kindern vermieden.

Türrahmen bzw. Türschwellen dürfen keine Stolperstellen bilden. Die Türkanten
sollten soweit möglich gefast oder mit einem Abrundungsradius von mindestens
2 mm versehen sein, um auch hier Verletzungsgefahren zu minimieren.

Scherstellen an Nebenschließkanten von Türen sind zu vermeiden. Das
bedeutet, dass grundsätzlich Durchgriffmöglichkeiten von beiden Seiten des
Türblatts verhindert werden müssen, sofern sich eine Gefährdung ergibt. Hierfür
eignen sich:

entsprechende Türkonstruktionen
Schutzprofile
Schutzrollos

Zur Vermeidung von Quetschstellen an Schließkanten eignen sich auch Gummi- oder Kunststoffprofile, die ein Schließen der
Tür verhindern. Bei WC-Kabinentüren ist Klemmschutz an beiden Schließkanten erforderlich.

Verglasungen in Türen helfen, den Raum unmittelbar hinter der Tür im Blick zu behalten. Um Gefährdungen durch Glasbruch
auszuschließen, müssen diese Flächen bruchsicher sein.

Notausgangstüren müssen in Fluchtrichtung aufschlagen. Ein Notausgang ist ein Ausgang im Verlauf eines Fluchtweges, der
direkt ins Freie oder in einen gesicherten Bereich führt.

Die Dimensionierung der Türen richtet sich nach den erforderlichen Breiten der Verkehrs- bzw. Fluchtwege in Abhängigkeit von
den Personen, die sich im Einzugsgebiet aufhalten. Die Mindestbreite von Fluchtwegen bemisst sich nach der Höchstzahl der
Personen, die im Gefahrenfall den Fluchtweg benutzen. Bei der Ermittlung sind neben den Beschäftigten und Kindern auch
möglicherweise anwesende Eltern sowie sonstige Angehörige und Personengruppen mit zu berücksichtigen. Die
Fluchtwegmindestbreite kann dann entsprechend nachfolgender Tabelle ermittelt werden:

Anzahl der Personen (Einzugsgebiet) Lichte Breite (in m)

bis 5 0,875

bis 20 1,00

bis 200 1,20
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Quellen

Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Türen und Tore, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A1.7
Verkehrswege, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.8
Fluchtwege und Notausgänge, Flucht- und Rettungsplan, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A2.3

Die Mindestbreite des Fluchtweges darf durch Einbauten oder Einrichtungen sowie in Richtung des Fluchtweges zu öffnende
Türen nicht verengt werden. Eine Einschränkung der Mindestbreite der Flure von maximal 15 cm an Türen kann hingenommen
werden. In Einzugsgebieten für bis zu fünf Personen darf die lichte Breite einer Tür jedoch an keiner Stelle weniger als 80 cm
betragen. Falls der Bereich, der durch die Tür erschlossen wird, barrierefreien Anforderungen zu genügen hat, muss die lichte
Breite der Tür mindestens 90 cm betragen.

Die lichte Höhe über Fluchtwegen muss mindestens 2 m
betragen. Eine Reduzierung der lichten Höhe von maximal
5 cm an Türen kann vernachlässigt werden.

Bei ungenügenden Platzverhältnissen stellt sich im
Einzelfall die Frage, ob und wie eine Schiebetür in
Kindertageseinrichtungen sicher eingebaut werden kann.
Unbedingt zu beachten ist dabei, dass sich Schiebetüren
keinesfalls aus ihren Führungsschienen drücken lassen
dürfen. Die Führungsschienen müssen im Boden
eingelassen und versenkt sein, um ein Stolpern
ausschließen zu können. Weiterhin sollten Schiebetüren
mit einem Stoppmechanismus ausgerüstet sein, der einen
durchgängigen Schließvorgang nach einmaliger Zufuhr von
Bewegungsenergie verhindert. Nach einmaligem Anstoßen
der Tür darf diese nicht zwangsläufig vollkommen
schließen; alternativ wird die Schließkante mit einer
flexiblen Abschlussleiste gesichert. Im hinteren Bereich
einer Schiebetür müssen Einzugs- und Schergefährdungen
verhindert werden. Ein Vorschlag für eine geeignete
Schiebetürkonstruktion in Kindertageseinrichtungen ist in
Abbildung 1 dargestellt. Schiebetüren, die ausschließlich
manuell betätigt werden, sind im Verlauf von Fluchtwegen
unzulässig.
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In Kindertageseinrichtungen kommen Verglasungen in unterschiedlichen Formen
und Funktionen vor: z. B. als Tür- und Fensterverglasungen, verglaste Bilder,
Spiegel, Aquarien oder Glaseinsätze in Vitrinen. Neben deren vielfachem Nutzen
bergen Verglasungen aber auch besondere Gefahren wie:

Schnittverletzungen durch Glasbruch
Absturzgefahren beim Bruch einer verglasten Absturzsicherung
Anstoßen an harten Glasflächen

Viele Faktoren – Unachtsamkeit, Stolpern, unzureichende Beleuchtung oder
auch Paniksituationen – können dazu führen, dass Glasscheiben und
lichtdurchlässige Glasflächen brechen oder zersplittern. Um von Glasflächen und
anderen lichtdurchlässigen Flächen ausgehende Gefahren zu vermeiden, werden
beim Einbau in Kindertageseinrichtungen an deren Qualität besondere
sicherheitstechnische Mindestanforderungen gestellt.

Verglasungen und lichtdurchlässige Flächen an von Kindern genutzten Verkehrs-
und Aufenthaltsflächen gelten dann als ausreichend sicher, wenn sie vom
Fußboden bis in eine Höhe von 2 m aus Sicherheitsglas oder Materialien mit gleichwertigen Sicherheitseigenschaften
bestehen.

Den Sicherheitsanforderungen ist Genüge getan, wenn folgende bruchsichere, lichtdurchlässige Werkstoffe eingesetzt werden:

Einscheiben-Sicherheitsglas (ESG)

Einscheiben-Sicherheitsglas ist thermisch vorgespanntes Glas. Die Oberflächen
der Gläser stehen unter Druck-, das Scheibeninnere unter Zugspannung. Bei
Zerstörung der Vorspannung, durch Beschädigung der Kanten oder der Flächen
durch sehr spitze, harte Schläge, zerfällt das Glas in ein Netz kleiner, relativ
stumpfkantiger Krümel und schützt damit weitgehend vor Verletzungen. ESG-
Gläser müssen durch Stempelaufdruck dauerhaft gekennzeichnet sein.

Verbund-Sicherheitsglas (VSG)

Verbund-Sicherheitsglas besteht aus zwei oder mehreren Glasscheiben, die
durch zähelastische, reißfeste Folien unter Druck und Wärme zu einer Einheit
fest verbunden wurden. Bei mechanischer Überlastung (durch Stoß oder Schlag)
bricht Verbund-Sicherheitsglas zwar an, aber die Bruchstücke haften fest an der Zwischenlage. Es entstehen also keine losen,
scharfkantigen Glasbruchstücke; die Verletzungsgefahr ist somit weitgehend herabgesetzt. Da für VSG keine
Kennzeichnungspflicht besteht, sollten Nachweise über die verwendete Materialqualität vorhanden sein. Bei Unkenntnis über
eine bestehende Verglasung wird im Einzelfall eine Expertise durch eine fachlich versierte Person notwendig sein.

Lichtdurchlässige Kunststoffe mit vergleichbaren Eigenschaften

Lichtdurchlässige Kunststoffe aus Polymethylmethacrylat (z. B. Plexiglas®) oder Polycarbonat (z. B. Makrolon®, Lexan®)
haben vergleichbare Sicherheitseigenschaften wie Sicherheitsgläser. Wegen ihrer großen elastischen Formbarkeit sind diese
Kunststoffe relativ unempfindlich gegen Schlag und Stoß. Sie sind außerdem formbeständig und leicht. Die Oberflächenhärte
von Kunststoffen ist allerdings geringer als die Oberflächenhärte von Glas. Die Kratzanfälligkeit von Kunststoffen ist demnach
höher als die von Glas. Es ist zu beachten, dass insbesondere Polycarbonat einer Alterung unterliegt und damit zu
Versprödungen neigt.

Verglasungen mit Splitterschutzfolie

Bei nicht bruchsicheren Glasflächen lässt sich die Schutzwirkung gegen Verletzungsgefahren bei Glasbruch durch das
Aufkleben von Splitterschutzfolien erhöhen. Splitterschutzfolien sind selbstklebende, zähelastische, reißfeste, durchsichtige
Folien, die nachträglich auf plane Glasflächen aufgeklebt werden können. Sie haben eine relativ geringe Kratzfestigkeit. In der
Regel werden diese Splitter-Schutzfolien nur zur Nachrüstung von bestehenden Glasflächen eingesetzt.Die Folien erzielen ihre
Schutzwirkung durch das Binden der Glassplitter bei Bruch. Bei ihrer Verwendung ist insbesondere auf ein fachgerechtes
Verkleben – und zwar an der möglichen Berührungsseite, ggf. beidseitig – zu achten. Bei Isoliergläsern muss die Folie
möglicherweise auf beide Außenseiten geklebt werden. Die Eignung der verwendeten Splitterschutzfolie ist vom Hersteller
durch ein Prüfzeugnis nach DIN EN 12600 nachzuweisen.
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Bildverglasungen und Spiegel

Bildverglasungen und Spiegel in Aufenthaltsbereichen der Kinder müssen aus Sicherheitsglas oder bruchsicherem Material
bestehen. Normalglas ist zulässig, wenn beispielsweise:

Spiegel durch Waschbecken abgeschirmt sind,
Spiegel großflächig mit der Wand oder einem Trägermaterial verklebt sind oder
Verglasungen oder Spiegel mit Splitterschutzfolie beklebt sind.

Drahtglas

Drahtglas erfüllt nicht die geforderten Sicherheitseigenschaften. Beim Bruch von Drahtgläsern ist zu beachten, dass die
ursprünglich glatte Oberfläche des Glases durch abstehende Bruchstücke besonders schwere Verletzungen verursachen kann.
Beim Durchbruch führt die Struktur scharfkantiger Glasreste zu schweren Verletzungen insbesondere beim Rückzug von
Gliedmaßen.

Auch Brandschutzzwischenlagen können die Entstehung loser, scharfkantiger Glassplitter verhindern. Hier ist ebenfalls die
Eignung zur Verkehrssicherheit vom Hersteller durch ein Prüfzeugnis nach DIN EN 12600 nachzuweisen.

Die Verwendung von bruchsicheren lichtdurchlässigen Werkstoffen ist nicht erforderlich, wenn z. B. folgende zusätzlich
gestaltende Elemente für eine ausreichende Abschirmung (erschwerter Zugang) vor Verglasungen sorgen:

bei Fenstern: 80 cm hohe Brüstungen bei 20 cm tiefen Fensterbänken,
bei Geländern: 80 cm hohe Geländer mit einer Tiefe von mindestens 20 cm vor der Verglasung,
dicht bepflanzte und mindestens 1 m tiefe Schutzzonen vor der Verglasung.

Sofern Aufenthaltsbereiche an lichtdurchlässige Wände grenzen und eine
Absturzgefahr besteht, muss neben der Bruchsicherheit eine ständige Sicherung
gegen Absturz gewährleistet sein.

Um ein Anstoßen zu vermeiden, müssen Verglasungen und sonstige
lichtdurchlässige Flächen leicht und deutlich erkennbar sein.

Zugängliche Verglasungen und lichtdurchlässige Flächen, die zu mehr als drei
Vierteln ihrer Fläche aus einem durchsichtigen Werkstoff bestehen, müssen in
Augenhöhe von Kindern und Erwachsenen so markiert sein, dass sie deutlich
wahrgenommen werden können.

Hierzu können z. B. bedruckte, satinierte oder geätzte Glasflächen, ausreichend
große Bildzeichen, Piktogramme, farbige Tönungen oder Aufkleber verwendet
werden, die sich, auch unter Berücksichtigung der veränderlichen Verhältnisse
zu Hintergrund, Umgebung und Beleuchtungssituation, immer gut erkennbar
abheben sollten.

Die Wahrnehmbarkeit von Glastüren können auch durch auffallende Griffe oder
Handleisten verbessert werden.
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Wände und Stützen sowie andere bauliche Ausstattungen im Aufenthaltsbereich
der Kinder dürfen vom Fußboden bis in eine Höhe von mindestens 2 m keine
spitzig-rauen Oberflächen und keine scharfen Kanten aufweisen. Spitzen, die
unvermeidbar sind, müssen geeignet abgeschirmt werden.

Geeignet sind beispielsweise Wände aus vollverfugtem Mauerwerk oder
entgratete Betonflächen, ebene Holzverschalungen mit gerundeten
beziehungsweise gefasten Kanten oder mit geglättetem Putz.

Bei Mehrzweck- und Bewegungsräumen sind erhöhte bauliche Anforderungen zu
beachten.

Bei der Aufstellung des Farbkonzepts einer Kita sollte auch auf eine hinreichend
kontrastreiche Farbgestaltung geachtet werden. So soll sich der Fußboden von
der Wand deutlich unterscheiden: z. B. helle Wand – dunkler Boden. Türen,
Rahmen, Handläufe, Treppenabsätze, Lichtschalter, Beschilderungen und
weitere Funktionselemente müssen sich ebenso deutlich vom Untergrund
abheben. Soweit nicht vermeidbar, sind in den Laufweg hineinragende
Gegenstände farblich so zu gestalten, dass sie einen Kontrast zur Wandfläche bilden. Die kontrastreiche Gestaltung bietet auch
Menschen mit einer Sehbehinderung eine bessere Orientierung.

Gefährdungen durch z.B. feststehende Stützen im Laufbereich von Kindern, können bei Bedarf durch Markierung vermindert
werden. Eine Polsterung und farbige Ummantelung kann die Sicherheit erhöhen.
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